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I'm N a m e n d e s V‘o l k e s

een1333/5552
In Sachen

Verkündet
_

' ' Klägers und Revisionsklägere‚

em 29° Juni 1962
_

„gegen ’
_

‘ 33er. “.

Beklagte und Revisionsheklegte,

hat der 2D Senat des Bundeseozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29. Juni 1962, an der

.mitgewirkt haben

Senatepräeident B r a c k m a n n
' ‘ als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. B a r e s e 1 und

Bundesrichter S c h m i t t
_\ü\___als weitere Beruferichter‚cv**“'

Bundessozialrichter L u m e r ‘ und

Bundessozialrich*er Dr. H a t e s a u 1„
als ehrenamtliche Beisitzer, ‘ ‘;fg

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landeesoziel—
., .-

gerichts Rheinland—Pfalz vom 11. April 1958 wird
zurückgewiesen.

‚ ‚‘.
;

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

V 0 n R e c h t s w e g e.n
{?

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


r ü n d e :___-...un— —— —— .» d'."

Der Kläger_zeg sich em'14„ Juli 1933 bei seiner Tätigkeit
als Metzgerges@lle in Engelsdorf bei Leipzig eine Schnitt—
wunde an der lihken_Hand zu. Infolge einer Infektion mußte
der linke Arm im unteren Drittel des Oberarms amputiert wer—

den„ Deswegen erhielt der Kläger von der Beklagten über die

Zahlstelle seines damaligen Wohnortes Cottbus eine Dauerrente

nach einer Minderung der Brwerbsfähigkeit (MdB) von 66 2/5

v„Ho bis zur Besetzung Mitteldeutschlands durch die Russen°

Im Mai 1945 wurde der Kläger wegen seines-zivilen Ostein—

«satzcs - er war von 7941 bis 1944 als Betriebsleiter einer
Fleisehwarenfabrik in Litauen tätig — von der sowjetischen

Besatzungsmacht verhaftet und im Jahre 1947 von einem s ne

jetiechen Militärtribunal zumTodeverurteilt„ Nachdemdie
Todesstrafe später in Zwangsarbeit umgewandelt werden war,

wurde der Kläger am 260 Dezember 1955 aus der Haftengtalt

Bautzen entlassen° Im Januar 1956 verließ er die sowjetische

Besatzungszone (832) über West—Berlin und ließ sich denn in
der Bundesrepublik nieder° Er ist als Heimkehrer ne n nen

‚..
-4

| ‚C
..

'‚J IHeimkehrergesetz anerkannt und hat eine Heimkehrerentsc

gung von 5500 DM erhalten°

Noch im Januar 1956 beantragte der Kläger die Wiederaufnahme
der im Jahre 1945 eingestellten Rentenza-ahlungen° Die Beklag—
te entsprach durch Bescheid vom 1„ Juni 1956 diesen Antrag

.vem 1„ Januar 1956 an, lehnte aber die Nachzahlung der Rente

für die Zeit vom1„ iai 1945bis 51„ Dezember1955ab, weil
der Kläger damals noch in der SBZ gewohnt habe„

Mit der hiergeéen gerichteten Klage hat der Kläger vorg —
bracht: Er habe schon im Jahre_1945 die Absicht gehabt, nach
Westdeutschland übereusiedeln, sei aber durch seine Inhef—
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tierung gehindert werden, die SBZ vor dem Jahre 1956 zu ver—_
lassen; deshulb könne er trotz seines Aufenthalts in der

SBZ die abgelehnte Nachzahlung beansprucheno

Das Sozialgericht (SG) Speyer hat die Klage durch Urteil

vom 280 Mai 1957 unter Zulassung der Berufung abgewiesen°

Die Berufung des Klägers ist durch Urteil des Landessozial—
l„

gerichts (LSG) Rheinland—Pfalz vom 11„ April 1958 mit fol-„eill
sender Begründung zurü0kgewiesen werden: In der 332, dem ‘

_Aufenthaltsgebiet des Klägers in der'zcit von 1945bis 1955;,bt
seien unter der Herrschaft der Bee tzungsmacht im Jahre 1945$;2

die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung (EVO) außer }j\

Kraft gesetzt und die früheren Versicherungsträger aufgelösttgd

werden, Damit habe die Beklagte ihre Zuständigkeit für die ;„

SBZ verloren° An die Stelle der früheren Versicherungsträgerfi

seien zunächst die Sozialversieherungsanstalten und dann ”

der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (EDGE) getreteno In—
‚_7

felgedessen hätten die Bewohner der SBZ Ansprüche, die ihnen;{a

vor 1945 gegen
die ursprünglichen Versicherungsträger zuge—

standen hätten, nur noch gegen die Sozialversicherungsan—
‘stalten bzw° gegen den FDGB geltend machen können, Da ein‘ttjji

Versicherter nach dem Sinn_und Zweck der Sozialversicherung f_u

nur e i n e n Entschädigungsanspruch habe, und zwar gegen
if.

den jeweils zuständigen Versicherungsträgcr, sei für den strei—
tigen Zeitraum der Anspruch gegen die Beklagte entfallen° Daß

der Aufenthalt des Klägers in der_SBZ nach 1945 unfreiwillig

5eresen sei, vermöge seinen gegen die Beklagte gerichteten ;(

Nachzahlungsanspruch nicht zu begründen° Es komme auch_nicht'n'

3arauf an, ob der Kläger etwa wegen der gegen ihn verhängtcn

Strefmaßnahme einen Anspruch auf Rentensahlung gegen den in '

der SBZ zuständigen Versicherungsträger nicht gehabt habeo
_'Überdies könnten die Nachteile, die mit der Freiheitsentzie—äh■

hung für den Kläger verbunden gewesen seien, deshalb nicht
■"

zu Lasten der Beklagten gehen, weil derartige eatbestände in
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den besonderen Bestimmungen des Heimkehrergesetzes geregelt

seien; diese begünstigten zwar den Heimkehrer in seiner

sozialversieherungsreehtlichen Stellung in mancherlei Hin—

sicht (@@21 ff Heimkehrergesetz — HkG —), es sei aber nicht
bestimmt werden, daß für die Zeit der Internierung Rente:1 '

nachzuzahlén seien° — Das LSG hat die Revision zugelassen°

Das Urteil ist dem Kläger am 19° Juni 1958 zugestellt werden,

Er hat hiergegen am 27° Juni 1958 Revision eingel eg und

diese gleichzeitig begründet° Er beantragt, “ ' ”

unter Aufhebung der Urteihader Vorinstanzen

und des Bescheides vom 1° Juni 1956 die Be—

klagte zu
verurteilen, dem Kläger vom-1° Hai‘

1945 bis 310 Dezember 1955 Unfallrente zu_
‘_

gewähren,

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist zulässig, aber nicht oegründet
\Der mit der Klage verfolgte Anspruch auf Nachzahlung der

Rente für die Zeit vdm 10 Mai 1945 bis 51, Dezember 1955

- davon gehen auch die Beteiligten aus — nicht nach Freud—

rentenreoht zu beurteilen, Nach dem bis zum Inkraft

des Fremdrenten— und AuslandsrenteneNeuregelungsgesetzes

(FANG) vom 25° Februar 1960, also für den hier nu.„eb11cntn

Zeitraum,geltenden Fre■drenten— und u„1ard°ren"enge° ‘2
vom 7, August 1953 (FAG —BGBl I 848) setzt e- n Leistungs«

15pruCh voraus, aß der ursprünglich zuständige Versiche—
.-.rungeträger.nieht mehr besteht oder nicht erreichbar 1st;

<
i- H(\ (| () IIS

„'

l_f5
_
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die Beklagte besteht aber noch im Bundesgebiet° Der streitige

Anspruch wird auf_den bindenden Dauerrentenbescheid der Be—\l

klagten vom 3° AUSUSÜ7934'gestützt, durch den für den Klä—„i

ger eine Rente von 66 2/3 V„H„ der Vollrente festgestelltf;if

werden ist„_ ' >- ‘*»:

Dieser Anspruch wird für die Zeit von 1945 bis 1955 niChtng}

etwa durch die Vorschriften über das Ruhen der Rente bei '

Auslandsaufenthalt (@ 615 Abs° 1 Nr„ 2 RVG) beeinträchtigt,

denn die ssz ist im Verhältnis zur Bundesrepublik, wie das
Buhdessozialgericht (BSG) wiederholt entschieden hat, nicht 5

als Ausland anzusehen (vgl° BSG 5, 290 und 11, 272).' ” 5

Dem Antrag des Klägers steht jedoch entgegen, daß — wie

das LSG in Übereinstimmung mit mehreren Entscheidungen des

BSG (BSG 3, 286; 5, 60, 62; 11, 271) richtig erkannt hat —
einem Versicherten, selbst wenn ihm eine Rente von einem Ver-

sieherungsträger im Bundesgebiet bindend zugesprochen werden

ist, gegen diesen Versicherungsträgcr kein Leistungsansgruch

für e nen Zeitraum zustcht, in dem er in der SEZ gewohnt

hat und von dem dort herrschenden Sozialversieherungssystem

erfaßt war„ Dies beruht darauf, daß — wie in den angeführ—y:i

ten Entscheidungen des BSG näher ausgeführt werden ist -
is?

mit dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches im Jahre 1945"

im zweigetcilton Deutschland die Rechtecinheit auf dem

Gebiet der Sozialversicherung verlorengegangcn war und ein

Weg gefunden werden mußte, einerseits eine lückenlose Versor—

gung der aus der Zeit vor dem Zusammenbruch Entschädigungsé

berechtigtcn sicherzustellen und andererseits zu verhindern,„

daß wegen ein und desselben Versicherungsfalles leistungen "

sowohl von einem Versieherungsträger der Bundesr*publik
„als auch von einem solChcn der SBZ gewährt wurden° Die in}f■

der SBZ im Jahre 1945 aufgelösten Träger der Sozialver—
2„_

sicherung konnten keine Leistungen m hr erbringeno Soweit if;

die ihnen gegenüber berechtigt geweScnen Versicherten in ‘.

der SBZ wohnten, werden sie von den neuen Versicherungs—
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'trägern — ursprünglich den Sezialvereicherungsaaetelten,

später dem FDGB — versorgt; soweit sie sich in anderen Zonen

aufhielten, erhielten sie zunächst keine Leistungen, w*rden

aber später von einem der in diesen Zonen bestehenden Ver—

sicherungsträger entschädigt° Umgekehrt gewährten auch die
'Vereicherungsträ ager des Bundesgebiets keine Leistungen an

Bewohner der SBZ, dies schon de'ohslb nicht, weil GeldtrenS—

ferierungen in die SBZ nicht 'möglich weren° Hinzu kam, daß

die Sezielvereicherung in der 832 sich auch materiell—1eeht—

lich von dem System der in der Bundesrepublik 1Meitcrge tenden.

RVG löste° Diese Entwicklung mußte zur Anwendung des auch
dem FAG zugrunde liegenden Wohneitzgrundsatzes führen in

dem Sinne, daß die Ver'eic} aerungeträger der Bundesrenublik — _ebenso wie diejenigen der SBZ —'nUr an Berechtigte ihres "

Gebietsbercichs leisten, und zwar auch an solche, de: en
Berec tigung sich aus einer früheren Versicherung im enoercn

Gebietsbereich ergibt„

Wendet man den im Voretehenden erläuterten, von der Renrit—
spreChung anerkannten Grundsatz auf den vorliegenden St reit—

fell an, so kann der Kläger - wenn man einmal von seiner

Freiheitsentziehung in der SBZ abeieht — von der Bel:lngten

keinc_Rente für die Zeit von Mai 1945 bis Dezember 7955 Vor—
langen, weil er sich damals in der 332 eufg;ehelten hat und

von dem dortigen, ebenfalls auf den Wohneitngrundeutz bc—

ruhenden Sozialversicherungseystem (vgl„ Sohlegel‚ Leit Inden

des Arbeitsrech'ts, 5° Aufl° 8° 554) erfaßt were

Der Richtigkeit dieser bereits vom LSG ver Me enen Rechts—
auff338ung verschließt sich auch die Rev Ms on ni :n'„ Sie

meint jedoch, der Klegeanspruch s i deshalb b egründet, weil

der Kläger über das Jahr 9ß5 hinaus — wie das LS ;n;cr—
stellt hat — nicht fre*l willig, sondern nur unter dem Zwang

der Freiheitsentziehung in der SBB geblieben ist° fieser

Meinung vermochte sich der Senat ni eht erzuschlieüen Der
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Kläger wer
aueh als

"St rafgefengener" von _dem Seeialverei ehe—

range ®'etem der SBZ erfaßt wahrend der Dauer seiner lu11aftie—

rung ruht e die ihm zuetehend ee Rente all e1d 1ngs
,

wie dies unter

entsprechenden Verhäl.tn1 seen auch im ‘undeegebiet nach 5 615
_

Abs„ 1 Nr„ 1 BVD der Fall gewesen 1äre° %te der Klé1ger

Familienangehöri-e (Ehefra u oder K*m1 r) gehabt, so hatten

diese w„hrend se1nee Freiheitsentzugoe 1nserv.eh auf einen

Teil der Re11te gehabt (@ 60 „be„ 2 der Ver01dr ung üeer di e

Soeialpfl iehtvereicherung — VSV - vom 28‚ Januar 1947)„

Bor Kläger unterlag also — wie alle Einwohner der SBZ, die

einen Anspruch gegen einen 1rüher zust1ndigen Vere 1eherungg—

trager erwerben hatten — dem Sezialvereieherun#se stem in

der MEZ daß er aus beseneeren Gr enden, né.1mlieh wegen seiner

nha1tierung für diese Zeit nach d m Recht seines Aufent— '

haltsgeb1ets, nicht leistung3berechtigt war, steht dem

eheneowenig entgegen wie der Umstand, daß es ihm infolge

der von der sowjetischen Besatzungsmacht veranlaßten, nach

reehtsetaatliehen Ans ek.‘auung en ung reehtfertigten Frei—

heiteent ziehung vor 1956 nicht gelungen war, sein früheres

Wohneebi et zu verlassen und sich damit dem Soeialvereiehe—

rungee v„tem der SBZ zu entziehen° Fur die R1Cht113keit die—

ser Au11as sung spricht, daß der Kläger, wenn „ein Fre*1heite—

entzug in die Zeit nach dem Inkrafttreten des 1„NG fiele

ebenf ls nicht nachzahlungsberech tigt ware° In diesem

l%113e wäre nämlich sein Anspruch, wie sich aus @ 5 Abe„ 1
Nr° 1 und Abs° 4 des Fremdrontengesetzes (FRG) in der

Fassung des FANG ergibt, nach Fremdrentenreeht zu beurtei—

len, Nach 5 12 Abs„ 1 FRG ruht die Rente, die für einen '

Arbeitgenfall oder eine Berufehrankhei t nach @ 5 FR zu
gewähren ist, solange sich der Berechtigte außerhalb des;

‘
Ge1.tungshereiehs des FTG geneohnlioh aufhalta Dies gillt

nieht

nur bei fre eiwilligem, sondern auch bei unfreiwilliger a■ufent—

halt au„Rerhalb der Bundesrepublik und des Landes Berlin
(vglo antz/Zueng/Eicher, Das neue Fremdrer ten— und Lue—-_
ln1derentenr eht, 2° Auflo, @ 12 EEG, Anno 4)„ Der Kläger
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.könnte also für die Zeit, in der er seinen gewöhnlichen
_Aufenthalt noch nicht in des Bundesgebiet oder des land

Berlin verlegt hatte, keine Nachzahlung beanspruchen, Es
ist nicht anzunehmen, daß das FRG zu einer solchen, die

SBZ—Flüehtlinge schlechter stellendcn Regelung gekom30n

wäre, wenn_vor seinem Inkrafttreten diesem Personenkreis in

einem Falle wie dem vorliegenden ein.Anspruch auf Renten—

nächzahlung zugestsnden hätte, Es darf auch nicht übersehen
werden, daß der Kläger, wenn er nicht bei der Beklagten als

‘ einer sogenannten früheren Reichsberufsgenossensehuft,

sondern bei einem der_im Gebiet der jetzigen SBZ im Jahre

1945 untergegangenen anderen Versieherungsträger versichert

gewesen wäre, ebenfalls keinen Nachzahlungsanspruch hätte,

In diesem Falle wäre er sehen vor Inkrafttreten des PANG

nach Fremdrentenrecht zu behandeln gewesen und hätte für
ldie Zeit vor der Begründung seines Wohisitzes im Bundesgebiet

keine Leistungen erhalten können (@ 17 Abs° 1 FAG),

Im Hinblick darauf, daß der einem Versicherten von einem

Versieherungsträger der Bundesrepublik bindend zuerkennte

Rentenansprueh nur für den Zeitraum entfällt, in dem er in

der SBZ gewohnt hat und von dem dort herrschenden Sozial—

versieherungssystem erfaßt war, hatte der Senat weiter 2

prüfen, ob der Kläger während der gesamten zeit seiner In—

haftierung in der SBZ oder erst nach dem Inkrafttreten der

VSV vom 280 Januar 1947 als der ersten einheitlichen Rege-

lung des Sesialversicherungsreehts in der SBZ von dem der-

tigen Sozialversicherungssystem erfaßt war. Das BSG hft im

Urteil vom 20, September 1956 (BSG 3, 286, 292) ausgeführt,

bei der Beurteilung, von wenn an eine Einordnung des Ver—
sicherten in die in der jeweiligen Zone geltende Regelung

“unsunehmen sei, müsse in Betracht gezogen werden, daß der

abschließenden gesetzlichen Regelung fast immer ein-Zeitraum

vorangegangen sei, in dem ohne ausdrückliche Bestinnungen

bereits nach dem Wohnsitzgrundsatz verfahren werden sei;
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deshalb habe die gesetzliche Regelung vielfach nur die bis

dahin fehlende ausdrückliche Grundlage für die ohnehin

bereits angewandte Verwaltungsübung dargestellt° Aus einer

rücksehauenden Beurteilung der Entwicklung hat der 5„ Senatf■?

des BSG(aaO s._292) den Schluß gezogen, daß der Wohnsitz— '
grundsatz als tragender Grundsatz für die Entwirrung der

sozialrechtlichen Beziehungen derselben Versicherten in
3

deutschen Staatsgebieten mit verschieden gestaltetem.Sozial—"
versieherungsreeht allgemeine Gültigkeit genommen habe und

auch dort entsprechend anzuwenden sei, wo es nOch an einer

ausdrücklichen gesetzlichen Regelung_fehle° In Übereinstim—
@

mung mit diesen Ausführungen (vgl° dagegen LSG Baden—WürttemÄ

berg vom 60 März 1956 — Sozbntseh EVO 5 615 Nr„ 1) ist der

erkennende Senat der Auffassung, daß der Kläger nicht erst
_

vom Inkrafttreten der VSV vom 28° Januar 1947 an vom Sozial—

versieh«rungssystem der SBZ erfaßt war, sondern daß dies

auch schon für die erste Zeit nach dem Zusammenbruch des

Deutschen Reiches gilt° Wenn der Kläger auch möglicherweise

unmittelbar nach Mai 1945 seinen Rentenansprueh —ohne in—‚
hafuiert werden zu sein — in der SBZ nicht hätte durChsetsen

können9 weil es naturgemäß eine geraume Zeit gedauert hat,

bis die neuen Träger der Sozialversicherung ihre Arbeit

aufgenommen hatten, so beSteht doch kein Anhalt dafür, daß

er9 zumal da seine Rente schon vor 1945 bindend festgestellt
var, in der 332 nicht ebenso leistungsberech igt gewesen

wäre wie irgendein anderer Rentenempfänger‚'der einen An—»
spruch nicht gegen einen Versi*herungsträger im Bundesgebiet

hatte, sondern gegen eine in der SBZ mit dem Zusammenbruch

des Deutschen Reiches aufgelöste Berufsgen053ens0hafto Eine

dahingehende Behauptung hat der Kläger auch nicht aufge— 'fk'

stellt„i ‘

Hiernaeh hat das LSGdemKläger mit Recht die Rentennach—
„ __Zahlung für die Zeit von Mai 1945 bis Dezember 1955 versagt;
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Die Revision war daher als Unbegründet zurückzuweisenu

Die Kostenentscheidung ergeht in An■endung des % 193 SGG°
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